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Leiharbeit wird im Handel zunehmend 
für Tarif- und Sozialdumping miss-

braucht. Der »Fall Schlecker« ist nur die 
Spitze des Eisbergs. Doch er hat auf-
grund der von ver.di entfachten Protest-
bewegung bis hinein in die Parlamente 
zu Debatten darüber geführt, wie eine 
Spirale nach unten aufgehalten werden 
kann. Das gilt auch für Werkverträge 
mit Dienstleistern, die ihre Auffülltrupps 
zu Hungerlöhnen in SB-Warenhäusern 
einsetzen. Aus gewerkschaftlicher Sicht 
steht die Stärkung der Flächentarifver-
träge und der Tarifbindung ganz oben 
an – im Einzelhandel ist das in den letz-
ten Wochen beim Discounter Netto und 
beim Möbelhaus Ikea gelungen (Seite 
4). Hinzu kommt die Forderung, dass 
auch der Gesetzgeber dem Missbrauch 
der Leiharbeit einen Riegel vorschiebt. 

Missbrauch bekämpfen

Die 2004 verschlechterten gesetz-
lichen Bestimmungen müssen nach 
Ansicht von ver.di überprüft und mo-
difiziert werden. Das gilt in erster Linie 
für den Passus im »Arbeitnehmerüber-
lassungsgesetz«, wonach Leiharbeit-
nehmer/innen nicht zu den gleichen 
materiellen und sozialen Bedingungen 

beschäftigt werden müssen wie die 
Stammbelegschaft, wenn das per Ta-
rifvertrag so geregelt ist. Diese Bestim-
mung wird oft missbraucht. Ein beson-
ders negatives Beispiel ist die neue 
Vertriebslinie von Schlecker: Die grö-
ßeren XL-Läden sind bis vor kurzem fast 
ausschließlich mit Leihpersonal betrie-
ben worden, dessen Gehalt weit unter 
Einzelhandelstarif lag. Inzwischen greift 
Schlecker aufgrund des starken Gegen-
drucks nicht mehr auf die Dumpingta-
rife der Verleihfirma Meniar zurück, 
allerdings erhält das XL-Personal noch 
immer weniger als im Branchentarif-
vertrag vereinbart ist. Die neueste Ent-
wicklung: Anfang März haben ver.di 
und Schlecker Verhandlungen u.a. über 
einen Tarifvertrag zur Beschäftigungs-
sicherung und einen Sozialtarifvertrag 
aufgenommen. 

Dass auf der betrieblichen Ebene sehr 
unsichere und schlecht bezahlte Arbeit 
– prekäre Beschäftigung – eingedämmt 
werden kann, hat eine Projektgruppe 
im ver.di-Fachbereich Handel jetzt über-
zeugend dargestellt. In einer aktuellen 
Handlungshilfe werden anhand von Fall-
beispielen sehr effektive Schritte einer 
in die Öffentlichkeit wirkenden Druck-
kampagne aufgezeigt.

Über allem steht der Gedanke, der 
Spaltung der Belegschaften in Stamm- 
und Leihpersonal entgegenzuwirken 
(siehe Kommentar von Projektleiterin 
Stefanie Nutzenberger). Die Gruppe aus 
haupt- und ehrenamtlichen Gewerk-
schafter/innen, Betriebsratsmitgliedern 
und Berater/innen mit viel Erfahrung aus 
Kampagnen hat es geschafft, dass eine 
größere Zahl von Leiharbeitnehmern im 
Zentrallager einer großen Modekette 
fest übernommen worden ist. 

Veränderung ist möglich

Eines wird bei der Lektüre der Hand-
lungshilfe mehr als deutlich: Abwarten, 
dass andere etwas tun oder aber in ex-
klusiven Zirkeln nach Lösungen zu su-
chen, das bringt es nicht. »Erfolgreiche 
betriebliche Gewerkschaftsarbeit ist be-
teiligungsorientiert«, lesen wir. Die Be-
schäftigten müssten von Anfang an 
einbezogen werden. Das sei auch zen-
trale Aufgabe der Betriebsräte. Und 
weiter: »Es hat sich in vielen Projekten 
gezeigt, dass die betriebliche und au-
ßerbetriebliche Öffentlichkeit eine starke 
Verbündete sein kann.« Starker Gegen-
wind kann Veränderungen zum Positiven 
bewirken.� A n d r e as   H ama   n n

Moment Mal!
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	Globus-Interview: Konzern-
betriebsratsvorsitzende Christel Stro-
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	Erfolg bei Edeka: Angesichts 
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	Tarifbindung: Beim schwe-
dischen Möbelhaus Ikea und bei der 

Discountkette Netto gelten jetzt die 
Flächentarifverträge des Einzelhan-
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	Nachgefragt: Interview mit 
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Leiharbeit hat jetzt 
stärkeren Gegenwind

Leiharbeitnehmer/
innen  werden 
schlechter bezahlt, 
sie haben weitaus 
weniger Rechte 
und sie verlieren 
als erste ihren Job, 
wenn Stellen abge-
baut werden. Die 
Folge von Leiharbeit ist auch, dass 
Stammbelegschaften unter Druck ge-
raten und Tarifverträge schleichend 
ausgehöhlt werden. ver.di stellt sich 
dieser Herausforderung. Wir vertreten 
die Interessen von Leiharbeitnehmer/
innen und der Stammbelegschaft und 
wollen mit ihnen die Arbeitsbedin-
gungen aktiv verbessern. 
So hat ver.di die Kampagne »Hunder-
prozent-ich« gestartet und eine Inter-
netplattform geschaffen, die Informa-
tionen liefert sowie den Austausch 
zwischen Betroffenen und Betriebsrä-
ten ermöglicht. Wir wollen der Spal-
tung entgegenwirken. Deshalb setzen 
wir uns für gleiche Bezahlung für glei-
che Arbeit ebenso ein wie für mehr 
Rechte aller prekär Arbeitenden, zu 
denen auch geringfügig und befristet 
Beschäftigte gehören. Wie die Beschäf-
tigten gemeinsame Sache machen 
können, beschreibt unsere Handlungs-
hilfe »Prekäre Beschäftigung eindäm-
men – Leiharbeit was tun?«. Sie steht 
zum download in der Rubrik Materi-
alien auf der Homepage www.hun-
dertprozentich.de

S t e f a n i e  N u t z e n b e r g e r

Die nächste  
Bei lage »Handel«  

erscheint im
Juli  2010

Schlecker-Beschäftigte bei einer Frauenaktion am 8. März vor dem Brandenburger Tor in Berlin. Sie wehren sich gegen Lohndumping bei 
der neuen XL-Linie des Drogeriediscounters und unterstützen die Forderungen der ver.di-Tarifkommission bei Schlecker.
		�   Foto: Christian v. Polentz, transit

 Infografik: bleifrei

DAtEN & FAKTENMehr Teilzeit im Lebensmittel-Einzelhandel
P Im Lebensmittel-Einzelhandel ist die 
Teilzeitquote (Anteil der Teilzeitbe-
schäftigten an allen Beschäftigten) in 
den letzten Jahren kontinuierlich bis 
auf 61,2 Prozent angestiegen. Zu die-
sem Ergebnis kommt eine Anfang 2010 
veröffentlichte Teilbranchenanalyse 
des WABE-Instituts (Berlin).

P Über dem aktuellen Teilbranchen-
durchschnitt von 61,2 Prozent (Prognose 
2009) liegen die SB-Warenhäuser und 
die großen Verbraucher- bzw. Super-
märkte mit einer Teilzeitquote von 62,3 
Prozent.

P Aber vor allem die Supermärkte, 
Discounter und kleinen SB-/Bedien

märkte mit aktuell 64,5 Prozent greifen 
zunehmend auf Teilzeit zurück.

P Somit sind in den vorherrschenden 
Vertriebsformen des Lebensmittelein-
zelhandels mittlerweile fast drei von 
fünf Beschäftigten in Teilzeitbeschäf-
tigung und davon wiederum fast die 
Hälfte in geringfügig entlohnter Be-
schäftigung.

P Im Lebensmittel-Facheinzelhandel 
liegt die Teilzeitquote mittlerweile bei 
49,9 Prozent, hier ist zwar noch jede/r 
Zweite in einem Vollzeitarbeitsverhält-
nis, aber die Tendenz zu mehr Teilzeit 
ist deutlich erkennbar.

Lebensmittel-
Facheinzelhandel

SB-Warenhäuser
Verbrauchermärkte

Supermärkte
Discounter

LEH
gesamt

49,9 49,2 49,2

62,3 62,4 63,1
64,5 64,4 63,6

61,2 61,0 60,5

2009

2008

2007
48,2 62,4 63,4 60,2

Durchschnittliche Teilzeitquote 2003 bis 2008



Mehr Geld bei 
Praktiker
Die Verhandlungen zwischen ver.di 
und der Arbeitgeberseite über ei-
nen neuen Firmentarifvertrag sind 
Mitte Februar abgeschlossen wor-
den. Die Tarifentgelte und Ausbil-
dungsvergütungen steigen ab 1. Mai 
2010 um 2,14 Prozent und ab 1. Mai 
2011 um weitere 1,6 Prozent. Diese 
Anhebungen ergeben sich auf-
grund einer besonderen Umrech-
nungsformel für den NRW-Flächen-
tarifvertrag Einzelhandel, die im Fir-
mentarifvertrag festgelegt ist. Im 
Dezember 2010 gibt es zusätzlich ei-
ne Einmalzahlung in Höhe von 150 
Euro (Teilzeitbeschäftigte anteilig) 
und Auszubildende 75 Euro. Vollzeit-
beschäftigte (Teilzeit anteilig) erhal-
ten im November 2011 weitere 150 
Euro, Auszubildende 75 Euro. Dies 
geschieht wahlweise als Warengut-
schein oder als Beitrag für die tarif-
liche Altersvorsorge. Der Entgeltta-
rifvertrag wurde bis zum 31. Dezem-
ber 2011 verlängert.

Ta  r i f a b s c h l u ss

Foto: Archiv

Investoren prüfen
die Zahlen
Der Insolvenzplan für Karstadt ist 
laut Insolvenzverwaltung auf einem 
positiven Weg, nachdem auch die 
Vermieterseite Zugeständnisse in 
dreistelliger Millionenhöhe gemacht 
habe. Jetzt beschäftigt sich das 
Amtsgericht Essen mit dem Plan. Sei-
ne Annahme ist Voraussetzung für 
den beabsichtigten Verkauf des Un-
ternehmens Karstadt.  
Momentan prüfen sechs potenzielle 
Käufer die Karstadt-Zahlen. Nach 
einem guten Weihnachtsgeschäft 
sind die Umsätze in den ersten Mo-
naten des Geschäftsjahres im Plan, 
wird berichtet.
»Die Beschäftigten erwarten nach 
langen Monaten der Unsicherheit, 
dass sich ein Investor findet, der eine 
Zukunftsperspektive für ein gut auf-
gestelltes Warenhausunternehmen 
bietet«, so ein ver.di-Sprecher. 

A . H A .

Ka  r s t a d t

Bundesfachbereich 
Handel tagt  
im April 2011
Der Vorstand des ver.di-Bundesfach-
bereichs hat die Termine für die 3. 
Ordentliche Bundesfachbereichskon-
ferenz Handel beschlossen, die im 
nächsten Jahr in Göttingen stattfin-
den wird. Dort tagen in der Zeit vom 
11. bis zum 13. April 2011 die Fach-
bereichsfrauenkonferenz und eine 
Fachbereichsjugendversammlung so-
wie die Bundesfachgruppenkonfe-
renz Einzelhandel, die Bundesfach-
gruppenkonferenz Groß- und Au-
ßenhandel und die Bundesfachbe-
reichskonferenz Handel.
Im Mittelpunkt der Konferenzen 
steht einerseits ein Rückblick auf die 
in den letzten vier Jahren geleistete 
Arbeit. Andererseits beraten und be-
schließen die Delegierten viele An-
träge – auch zum ver.di-Bundeskon-
gress, der im September 2011 statt-
finden wird. Es findet die Wahl der 
ehrenamtlichen Gremien für den 
Einzel-, Groß- und Außenhandel und 
für den Fachbereich Handel statt.  
Darüber hinaus werden die Fachbe-
reichsvertreter/innen für den Ge-
werkschaftsrat vorgeschlagen. Eben-
so steht die Wahl der Leiterin/des 
Leiters des Fachbereichs Handel bzw. 
ihre/seine Nominierung als Mitglied 
des ver.di-Bundesvorstandes auf der 
Tagesordnung. Antragsfrist und De-
legiertenmeldeschluss ist Donners-
tag, der 3. Februar 2011.

3 . K o n f e r e n z
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Kurz & Knapp
	Fachtagung: In Stuttgart hat 
am 3. März die von der »Allianz für 
den freien Sonntag« veranstaltete 
Tagung »Sonntagsschutz und sozial-
verträgliche Arbeitszeiten« mit mehr 
als 50 Teilnehmern/innen stattgefun-
den. Die Landesregierung wurde 
aufgefordert zu untersuchen, wie sich 
die vor drei Jahren geänderten Laden
öffnungszeiten ausgewirkt haben.

Einzelhandel

diesen Grenzen halten, kann in der Ar-
gumentation gegen diese Änderungen 
nur begrenzt auf das Urteil des BVerfG 
verwiesen werden«, so der Anwalt in 
seinem Gutachten.

Nach Einschätzung von Ulrich Dalibor, 
ver.di-Bundesfachgruppenleiter Einzel-
handel, wollen der Berliner Senat und 
die ihn tragenden Parlamentsfraktionen 
jedoch das bisherige Gesetz weitgehend 
erhalten. »Auch die Adventssonntage 
sollen weiter für Ladenöffnungen frei 
gegeben werden.« Gleichzeitig fehle 
eine ernsthafte inhaltliche Auseinander-
setzung mit dem Thema Sonntagsöff-
nungen. Ulrich Dalibor: »Das ist allen 
Parteien im Berliner Abgeordnetenhaus, 
auch denen der Opposition, vorzuwerfen. 
Deshalb gehen wir als ver.di nun mit den 
Kirchen gemeinsam in die Gesetzesbe-
ratung, um die Bedeutung des Verfas-
sungsgerichtsurteils zu unterstreichen.«

Die 2006 auf Bundesebene von ver.di 
und kirchlichen Organisationen gegrün-
dete Sonntagsallianz hat in einem Papier 
»7 Hebel für einen besseren Sonntags-
schutz« die zentralen Aspekte des Karls-
ruher Urteils herausgestellt. Die Richter 
hätten deutlich gemacht, dass der Sonn-
tag gleich durch mehrere Grundrechte 
geschützt werde, wie das der körper-
lichen Unversehrtheit, des Schutzes von 
Ehe und Familie, der Religionsfreiheit 
und der Vereinigungsfreiheit. Ausnah-
men von der Sonntagsruhe müssten 
zudem immer als solche erkennbar blei-

Mancher Politiker der Berliner rot-
roten Koalition möchte bei den 

Sonntagsöffnungen am liebsten alles so 
lassen, wie es ist. Dabei hat das Bun-
desverfassungsgericht am 1. Dezember 
2009 deutlich geurteilt, dass der Sonn-
tagsschutz einen hohen Rang genießt 
und Geschäftsöffnungen an Sonn- und 
Feiertagen die Ausnahme und nicht die 
Regel sein sollen. Die evangelische und 
die katholische Kirche hatten gegen das 
Berliner Ladenöffnungsgesetz geklagt, 
das Öffnungen an elf Sonntagen pro 
Jahr, darunter allen Adventssonntagen 
zuließ.

Soziale Dimension

»Das Bundesverfassungsgericht hat 
uns in unserer Auffassung bestätigt, dass 
gewisse Ruhepausen elementarer Be-
standteil des gesellschaftlichen Lebens 
sind«, kommentierte die stellvertretende 
ver.di-Vorsitzende Margret Mönig-Raane 
das Urteil. Es gebe biologische und so-
ziale Rhythmen, die das Gericht für 
schützenswert erachtet habe. Rechts-
anwalt Friedrich Kühn, der für ver.di ein 
Gutachten zum Urteil erarbeitet hat, 
weist darauf hin, dass es in Berlin künf-
tig keine Öffnungen an Adventsonnta-
gen mehr geben dürfe, möglicherweise 
aber die Zahl der übrigen Sonntagsöff-
nungen (bisher sieben) erhöht werde. 
»Soweit sich die geplanten Änderungen 
des Berliner Ladenöffnungsgesetzes in 

ben, und sie dürften nicht allein mit dem 
wirtschaftlichen Interesse der Händler 
begründet werden. »Wir wollen die Dis-
kussion in Berlin mit dieser Argumenta-
tion in Gang bringen«, sagt Ulrich Da-
libor.

Europäisches Treffen

Auch in anderen Bundesländern und 
international steht das Thema Sonntags-
schutz auf der Agenda: So klagen in 
Schleswig-Holstein und in Mecklenburg-
Vorpommern die Kirchen gegen die so 
genannte Bäderregelung, die sehr weit-
reichende Ladenöffnungen an Sonn- und 
Feiertagen in Küstenorten zulässt. 
Außerdem sind am 3. März, dem Inter-

nationalen Tag des freien Sonntags, in 
Nordrhein-Westfalen und in Rheinland-
Pfalz weitere Sonntagsallianzen gegrün-
det worden.

Als Vorstufe zu einer Europäischen 
Sonntagsallianz dient möglicherweise 
ein Treffen von Sonntagsallianzen u.a. 
aus Deutschland, Polen, Österreich mit 
Europaparlamentariern am 24. März in 
Brüssel. Diskutiert wird unter dem ver-
heißungsvollen Titel »Protection Of A 
Work-Free Sunday«. Bleibt zu hoffen, 
dass solche internationalen Debatten 
auch im Berliner Abgeordnetenhaus 
wahrgenommen werden.

G u d r u n  G i e s e

www.allianz-fuer-den-freien-sonntag.de 

v e r . d i  u n d  Ki  r c h e n  d r ä n g e n  a u f  a n g e m e ss  e n e  Ums   e t z u n g  d e s  Ka  r l s r u h e r  U r t e i l s

Für besseren Sonntagsschutz

Mit 53 Baufachmärkten, 40 SB-Waren-
häusern, neun Elektrofachmärkten 
sowie den 31 Baumärkten der Toch-
tergesellschaft Hela sowie einer Reihe 
von Märkten im Ausland gehört das 
saarländische Familienunternehmen 
Globus zu den Großen im Einzelhandel. 
Das erfordert eine gute und abge-
stimmte Betriebsratsarbeit. Wie die 
gewährleistet wird, erläutert im Inter-
view Christel Strobel, Konzernbetriebs-
ratsvorsitzende, GBR-Vorsitzende einer 
SB-Warenhausschiene und stellvertre-
tende Vorsitzende des ver.di-Fachbe-
reichs Handel im Saarland.

Inwiefern hat sich die Betriebsratsarbeit 
bei Globus zum Positiven gewandelt?

Christel Strobel: In der Vergan-
genheit war der Konzernbetriebsrat eher 
ein Gremium, in dem man sich allgemein 

über die Situation des Betriebes ausge-
tauscht hat. Viele Gesamtbetriebsräte 
und Betriebsräte der verschiedenen Ver-
triebsschienen haben sich um ihre Be-
lange gekümmert. Inzwischen haben wir 
einen regelmäßigen Austausch der Gre-
mien; hier sind die Baufachmärkte eben-
so eingebunden wie die SB-Warenhäu-
ser und der Logistikbereich. Der Kon-
zernbetriebsrat versteht sich mittlerwei-
le vor allem als Arbeitsgremium.

Was soll konkret erreicht werden?
Wir arbeiten beispielsweise an Kon-

zernbetriebsvereinbarungen zu e-Lear-
ning sowie zur SAP-Einführung Waren-
wirtschaft in den SB-Warenhäusern und 
in der Logistik. Außerdem wollen wir 
eine Rückkehr der Fachmärkte in die 
Tarifbindung erreichen, die seit 2003 
nicht mehr gilt. Hier gibt es regelmäßige 

Gespräche mit dem Arbeit-
geber. Derzeit geht es vor 
allem darum, auch ohne 
Tarifbindung die Altersvor-
sorge der Beschäftigten zu 
ermöglichen. Gespräche 
gibt es außerdem zu den 
bisher von Fachmarkt zu 
Fachmarkt sehr unter-
schiedlichen Eingruppie-
rungsstrukturen. Hier wol-
len wir mehr Transparenz 
über die Gehälter erreichen.

Wie ist die Tochtergesellschaft Hela in 
den Austausch der Betriebsratsgremien 
eingebunden?

Auch der Hela-Gesamtbetriebsrat ist 
im Konzernbetriebsrat vertreten. Und 
hier konnte ebenfalls etwas erreicht 
werden: Die Gesamtbetriebsvereinba-

rung über die Einführung 
von Atoss, einer Software 
zur Personaleinsatzplanung 
und zum Arbeitszeitma-
nagement, sollte wegen 
Differenzen mit dem Arbeit-
geber vor die Einigungsstel-
le. Dank des geschlossenen 
Auftretens des KBR, der 
Fachmärkte GBR und Hela-
GBR konnte dieser Schritt in 
Gesprächen mit dem Arbeit-
geber abgewendet und eine 
einvernehmliche Lösung 

gefunden werden. Alles in allem zeigt 
sich deutlich, dass sich die bessere Ab-
stimmung der Betriebsratsgremien in der 
Globus-Gruppe positiv auswirkt und wir 
mehr für die Beschäftigten erreichen 
können.
I n t e r vi  e w :  G u d r u n  G i e s e

Nach
Gefragt »So erreichen wir mehr«

G l o b u s - K o n z e r n b e t r i e b s r a t sv  o r si  t z e n d e  Ch  r is  t e l  S t r o b e l  z u r  A r b e i t  d e r  B e t r i e b s r ä t e

Christel Strobel

� Karikatur: Alff

B e s c h ä f t ig  t e  a u s  B u c hha   n d l u n g e n  w e h r e n  si  c h

der Tarifkommission vorbei den Berliner 
und Potsdamer Beschäftigten lediglich 
eine Einmalzahlung von zwei Prozent 
zum April 2010 angeboten.

2009 waren zwei der 16 Berliner Fili-
alen geschlossen worden. 36 der etwa 
85 festangestellten Beschäftigten wur-
den parallel gekündigt oder herausge-

drängt. Die Stellen werden durch befri-
stet Beschäftigte oder 400-Euro-Kräfte 
ersetzt. Deshalb wehren sich die Be-
schäftigten und fordern weiterhin einen 
fairen Tarifabschluss. Die ver.di-Betriebs-
gruppe Wohlthat hat bei Facebook eine 
Gruppe »ver.di Handel« gegründet (An-
meldung ist erforderlich).� n e h

D ie ver.di-Mitgliederversammlung der 
Wohlthat’sche Buchhandlung/Welt-

bild in Berlin und Brandenburg hat Streik 
beschlossen. Seit 23. Januar blieben 
mehrfach Filialen geschlossen.

Die Arbeitgeberseite – Wohlthat wur-
de 2001 an Weltbild verkauft und ist 
somit ein Tochterunternehmern der ka-
tholischen Kirche – hatte überraschend 
die laufenden Tarifverhandlungen ab-
gebrochen: Eine Bindung an den Berliner 
Mantel- und Entgelttarifvertrag käme 
ihr zu teuer. Auch einen Sozialtarifver-
trag zu künftigen personellen Maßnah-
men wollen die Gesellschafter der Augs
burger Verlags- und Buchhandelskette 
nicht verhandeln. Stattdessen wurde an 

Streikaktion in Berlin� Foto: Polentz/transitfoto.de

Glaube 
allein 
wird’s nicht 
richten



ver.di rechnet mit 
Umstrukturierung
Bei der Metro-Tochter Schaper Cash 
& Carry stehen nach Einschätzung 
der ver.di-Bundesfachgruppe Groß- 
und Außenhandel Umstrukturie-
rungen an. Im Rahmen des Metro-
Konzepts »Shape 2012« könnten so-
wohl die bundesweit 65 Märkte wie 
auch die in Hannover ansässige Ver-
waltung von Personalabbau betrof-
fen sein. Deshalb will ver.di rechtzei-
tig einen Rahmensozialplan und In-
teressenausgleich für das gesamte 
Tochterunternehmen aushandeln, 
um die Beschäftigten abzusichern. 
Nach Einschätzung von Bundesfach-
gruppenleiter Uwe Erschens muss für 
den Abschluss der Regelungen mög-
licherweise die Einigungsstelle ein-
geschaltet werden.� G G

Lucas Zeise, Finanzjournalist und 
Mitbegründer der Financial Times 
Deutschland, hat eine fundierte und 
unerwartet spannende Zusammen-
fassung der Ereignisse seit Ausbruch 
der Weltwirtschaftskrise geschrie-
ben. Seine These: »Der eigentliche 
Grund für diese Krise liegt in dem 
Missverständnis zwischen dem Fi-
nanzsektor und dem realwirtschaft-
lichen Teil der Weltwirtschaft.« Zeise  
gelingt es, uns Normalbürgern diese 
Krise zu erklären und verständliche 
Lösungen vorzuschlagen. Denn wir 
alle haben doch das Problem, dass 
man uns Tag für Tag im Fernsehen 
oder in der Zeitung nur häppchen-
weise Hiobsbotschaften der Wirt-
schaftskrise liefert mit gleichzeitigen 
Bewältigungsversuchen der Politiker.
� S t e f a n  K r a f t

Lucas Zeise, Ende der Party, Die  
Explosion im Finanzsektor und die Kri-
se der Weltwirtschaft, 196 Seiten, 
14,90 Euro, PapyRossa Verlag

BUCHTIPP

tigten bei uns sind ver.di-Mitglieder.« 
Zu den wichtigsten Eckdaten im inzwi-
schen unterschriebenen Sozialtarifver-
trag gehören die Aussetzung aller Än-
derungen bis 2012 sowie der Grundsatz 
der Freiwilligkeit bei allen anschlie-
ßenden Maßnahmen. Außerdem wurde 
eine sehr gute Abfindungsregelung ver-
einbart. »Niemand kann gezwungen 
werden, in ein anderes Lager zu wech-

Ohne engen Zusammenhalt der Be-
schäftigten, Betriebsräte und von 

ver.di wäre dieser Erfolg wohl kaum 
möglich gewesen: Statt Auslagerung des 
Fuhrparks und schleichendem Stellen-
abbau in den Lagern gibt es für die Be-
legschaften an den Lagerstandorten der 
Edeka-Region Nordbayern-Sachsen-
Thüringen nun Bestandssicherheit bis 
mindestens Anfang 2012. Im März wur-
de ein für die Beschäftigten sehr gün-
stiger Sozialtarifvertrag zwischen ver.di 
und dem Arbeitgeber vereinbart.

Edeka lenkte ein

Anfang Dezember hatte sich die Situa
tion an den sechs Lagerstandorten der 
Region noch völlig anders dargestellt. 
»Der Fuhrpark sollte ausgelagert, die 
Fahrer zu erheblich schlechteren Kondi-
tionen bei Fremdspeditionen beschäftigt 
werden«, sagt Stefan Kraft von ver.di 
Bayern. »Die Zukunft der rund 2.000 
Beschäftigten war insgesamt unsicher, 
weil es Umstrukturierungen geben soll, 
für die aber damals keine soziale Abfe-
derung in Sicht war.« Unter diesen Vor-
zeichen mobilisierten die Betriebsräte, 
der Gesamtbetriebsrat und ver.di die 
Beschäftigten zu einem Streik Mitte De-
zember. »Wir waren fest dazu entschlos-
sen«, betont Bernd Hümpfer, der seit 17 
Jahren als Kraftfahrer für das Edeka-
Lager Gochsheim arbeitet. Doch unmittel
bar vor Beginn des Arbeitskampfes 
lenkte ein Edeka-Vorstandsmitglied ein 
und machte umfassende Zugeständnis
se. »Ein Gefühl wie Weihnachten wenige 
Tage vor den Festtagen«, sei das gewe-
sen, erinnert sich Erhard Spanheimer, 
der ebenfalls in Gochsheim arbeitet, wo 
er auch Schwerbehindertenvertreter ist.

Ein großer Streik kurz vor Weihnach-
ten wäre für Edeka folgenschwer gewe-

sen. »Das hätte einen erheblichen wirt-
schaftlichen Schaden bedeutet, mögli-
cherweise sogar mit existentiellen Fol-
gen«, sagt Stefan Kraft. Ohne Entschlos-
senheit zum Streik in den Lagern hätte 
Edeka jedoch kaum eingelenkt, ist sich 
der Gochsheimer Betriebsratsvorsitzen-
de Klaus Michl sicher. »Wir haben hier 
einen hervorragenden Zusammenhalt. 
Und rund siebzig Prozent der Beschäf-

seln, für jeden gilt die freie Wahl zwi-
schen Wechsel oder Abfindung«, erklärt 
Stefan Kraft. Im Moment ist ohnehin 
nicht klar, wann die Umstrukturierung 
abgeschlossen sein wird. Fest steht le-
diglich, dass es künftig nur noch drei 
Lagerstandorte – weiterhin in Gochs-
heim, neu in Nürnberg und im säch-
sischen Berbersdorf – geben wird. Mög-
licherweise ist die Umstrukturierung erst 
2015 abgeschlossen.

Für die Kraftfahrer gilt, dass sie im 
Falle einer Auslagerung des Fuhrparks 
nach 2012 für 36 Monate vom Arbeit-
geber die Differenz zwischen Speditions- 
und Großhandelstarif gezahlt bekämen. 
»Und im Moment steht überhaupt nicht 
fest, dass Edeka den Fuhrpark aufgibt. 
Andere Handelsunternehmen wie Rewe 
gehen gerade den umgekehrten Weg 
und bauen wieder einen eigenen Fuhr-
park auf«, so Stefan Kraft.

Sehr viel Solidarität

Für Uwe Erschens, den Leiter der Bun-
desfachgruppe Groß- und Außenhandel 
von ver.di, sind die Ereignisse um die 
Edeka-Lagerstandorte in Nordbayern-
Sachsen-Thüringen ein »gutes Beispiel 
dafür, was durch Solidarität so alles er-
reicht werden kann«. Neben dem ge-
schlossenen Auftreten der Beteiligten 
in der Region habe es erstmals bei Ede-
ka auch eine erhebliche Unterstützung 
aus anderen Landesteilen gegeben. So 
seien 150 Unterschriftenlisten und So-
lidaritätsbekundungen beim Gesamtbe-
triebsrat eingegangen. »Den Edeka-
Beschäftigten in anderen Regionen sollte 
der Erfolg ihrer Kollegen in Nordbayern-
Sachsen-Thüringen Mut machen, sich 
selbst im Fall von geplanten Auslage-
rungen und Stellenabbau gemeinsam 
zu wehren.«	� G u d r u n  G i e s e

C+C-Märkten in so genannte Konzept-
märkte, die nur noch ein reduziertes 
Warensortiment auf verringerter Fläche 
anbieten. »Damit besteht perspektivisch 
die Gefahr eines Beschäftigungsabbaus, 
insbesondere wenn Metro weitere 
Märkte umwandeln sollte«, erklärt Sieg-
mar Roder, der zuständige ver.di-Betreu-
ungssekretär in der Bundesfachgruppe 
Groß- und Außenhandel. Der Metro-
C+C-Gesamtbetriebsrat hat für die fünf 
Test-Konzeptmärkte eine sehr gute Re-
gelung zur Beschäftigungssicherung 
ausgehandelt, die allerdings Ende Juni 
ausläuft. Insofern stellt der nun von der 
Tarifkommission vorzubereitende Be-
schäftigungssicherungstarifvertrag so-
wohl eine Anschlussregelung für die 
Mitarbeiter in den fünf Konzeptmärkten 
dar wie eine grundlegende Regelung 
über die Arbeitsplatzsicherung bei Me-
tro C+C allgemein.	�  gg

D ie Weichen sind gestellt: ver.di hat 
eine bundesweite Tarifkommission 

für Metro Cash + Carry gebildet, die in 
den kommenden Monaten einen Be-

schäftigungssicherungstarifvertrag vor-
bereiten soll. Ein Entwurf dafür wird 
Mitte Juni vorliegen. Grund für diesen 
Schritt war die Umwandlung von fünf 
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Kurz & Knapp
	Wieder aufwärts: Wie aus Er-
hebungen des Statistischen Bundes-
amtes (Destatis) hervorgeht, sind die 
Umsätze im Großhandel im Gesamt-
jahr 2009 im Vergleich zur Vorjahres-
periode nominal um 14,8 Prozent 
und real um 8,2 Prozent gesunken. 
In der Quartalsbetrachtung ergaben 
sich im 4. Quartal Umsatzeinbrüche 
von nominal 9,5 Prozent und real 
von 5,4 Prozent. An dieser Entwick-
lung sind die Umsatzanstiege, die 
sich seit einigen Monaten in der Vor-
monatsbetrachtung ergaben, zu er-
kennen.

	Rollenwechsel: Frauen haben 
nach Daten der Deutschen Card Ser-
vices im europäischen Online-Waren-
handel die dominierende Rolle über-
nommen. Aus dem »E-Retail-Report 
2009« der Deutsche-Bank-Tochter 
geht hervor, dass 61,35 Prozent aller 
Transaktionen in europäischen On-
line-Warenshops von Frauen stam-
men. Zum Vergleich: Im Report von 
2007 dominierten noch die Männer 
bei einem Übergewicht von 56 Pro-
zent zu 44 Prozent. 

	Motor AuSSenhandel: Der 
deutsche Außenhandel werde sich 
2010 wieder als Konjunkturmotor er-
weisen. Zu diesem Ergebnis kommt 
eine Umfrage des Bundesverbandes 
Großhandel, Außenhandel, Dienst-
leistungen e.V. (BGA) unter den Mit-
gliedsunternehmen zu ihren Export
erwartungen. Danach werden die 
Exporte um bis zu zehn Prozent stei-
gen können, angetrieben insbeson-
dere von der Nachfrage aus Asien. 
2009 waren die Ausfuhren nach den 
vorläufigen Ergebnissen des Stati-
stischen Bundesamtes gegenüber 
dem Vorjahr um 18,4 Prozent und 
die Einfuhren um 17,2 Prozent zu-
rückgegangen.

Gross- und 
Aussenhandel

S o z ia  lt a r i f v e r t r ag   f ü r  E d e k a - Lag   e r  i n  N o r d b ay e r n - S a c hs  e n - Th  ü r i n g e n

Ta  r i f k o mmissi      o n  b e r e i t e t  e n t s p r e c h e n d e n  Ta  r i f v e r t r ag   v o r

Edeka-Aktive: Bernd Hümpfer, Erhard Spanheimer, Nicole Koch, 
Andreas Beier, und BR-Vorsitzender Klaus Michl 

Sicherheit für zwei Jahre

Metro C+C: Beschäftigung sichern

Schnappschuss im C+C-Lager� Foto: Metro

Schaper-Zentrale in Hannover�
� Foto: AxelHH

� Foto: panthermedia/Baus

S c ha  p e r

im Verlauf der langwierigen Verhand-
lungen im GAH-Bereich auch die Wirt-
schaftskrise zunehmend bemerkbar 
gemacht, so dass die ursprünglichen 

Forderungen nicht aufrecht erhalten 
werden konnten.

Auf der Haben-Seite bucht der Bun-
desfachgruppenleiter viele übergreifen-
de, überregionale Arbeitskampfaktionen 
sowie eine gute Außendarstellung der 
Tarifbewegung. »Letztlich haben wir das 
zum Zeitpunkt des Tarifabschlusses im 
Oktober bestmögliche herausgeholt.«

Für die 2011 anstehende nächste Ta-
rifrunde haben sich ehrenamtliche und 
hauptamtliche Teilnehmer der Konferenz 
nicht endgültig auf ein bestimmtes Vor-
gehen festgelegt. Zunächst soll es wei-
tere Auswertungen und Einschätzungen 
geben. Allerdings glaubt Uwe Erschens 
nicht, dass sich die Form der Tarifrunde 
von 2009 wiederholen wird.�

� G G

Unter den gegebenen, schwierigen 
Umständen sei der Tarifabschluss 

2009 für den Groß- und Außenhandel 
zufriedenstellend ausgefallen. So die 
Bilanz der Teilnehmer einer tarifpoliti
schen Konferenz für den Groß- und 
Außenhandel, die Mitte Februar in Ber-
lin sowohl die zurückliegende Tarifrunde 
bewerteten wie auch Schlussfolgerun
gen für die künftige Tarifpolitik zogen.

Gute Außendarstellung

»Für uns war es die längste und kom-
plizierteste Tarifrunde überhaupt«, re-
sümierte Uwe Erschens, Leiter der Bun-
desfachgruppe GAH. Erstmals waren 
beide Fachgruppen des Fachbereichs 
Handel zusammen in ihre Tarifverhand-

lungen gestartet. »Nach dem frühen 
Abschluss im Einzelhandel war allerdings 
nicht mehr viel von dieser gemeinsamen 
Handelsrunde übrig.« Zudem hätte sich 

Ta  r i f p o l i t is  c h e  K o n f e r e n z  d e r  Fa  c hg  r u p p e  G r o S S -  u n d  A u S S e n ha  n d e l 

Bilanz und Ausblick
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Umsatz von 3,34 Milliarden Euro. Welt-
weit sind es über 22 Milliarden Euro. 

Solidaritätserklärung

Auch die Tarifkommission für 
Ikea ist laut ver.di-Bundesfach-
gruppenleiter Ulrich Dalibor 
»mehr als zufrieden«, dass die 
Möbelkette tarifgebundenes Mit-
glied im Arbeitgeberverband gewor-
den ist. »Gerade in jüngster Zeit 
gab es eine Vielzahl von gewerk-
schaftlichen Aktivitäten, die zu diesem 
Erfolg beigetragen haben«, heißt es 
dazu in einer Solidaritätserklärung der 
Kommission für die französischen Ikea-
Beschäftigten. 

In Frankreich hat sich seit Februar eine 
von den Gewerkschaften CGT, CFDT und 
FO geführte Tarifauseinandersetzung 
zugespitzt. Im Kern geht es ihnen um 
Gehaltserhöhungen von zwei Prozent 

und ein 14. Monatsgehalt sowie um 
eine bessere Personalbeset-

zung in den Ikea-Filialen. 
Ende Februar sind die 

vorerst letzten Tarif-
gespräche geschei-
tert, weil Ikea nur 
ein Prozent mehr 

Gehalt sowie eine leistungsab-
hängige Anhebung in der gleichen Hö-
he zugestehen wollte. Bei Redaktions-
schluss dauerte der Konflikt an. 

»Wir wünschen euch und euren Ge-

werkschaften, dass ihr den Tarifkonflikt 
mit der Geschäftsführung von Ikea 
Frankreich ebenfalls mit sehr positiven 
Ergebnissen abschl ießen könnt«, 
schreibt die ver.di-Tarifkommission. Als 
größtes Möbelhandelsunternehmen der 
Welt habe Ikea laut Berichten der schwe-
dischen Fachpresse allein im Jahr 2009 
einen geschätzten Gewinn von 5,1 Mil-
liarden Euro realisiert. »Erarbeitet haben 
ihn alle Ikea-Beschäftigten – in Frank-
reich, Deutschland, Schweden und in 
den anderen Ländern, in denen es Filia
len des Unternehmens gibt. Wir alle 
verdienen faire Behandlung und faire 
Bezahlung. Dafür kämpfen wir und sind 
solidarisch – auch über Ländergrenzen 
hinweg!«� A n d r e as   H ama   n n

Bei Ikea gelten seit kurzem deutsch-
landweit die Flächentarifverträge des 

Einzelhandels. An ihnen hatte sich das 
Unternehmen bisher schon orientiert, 
aber sie waren nicht verbindlich. Nach 
vielen Jahren gewerkschaftlicher Akti-
vität ist jetzt endlich der Knoten geplatzt. 

Anfang März gab der Handelsverband 
HDE bekannt, dass die Möbelkette of-
fiziell in eine tarifgebundene Verbands-
mitgliedschaft gewechselt ist. Die stell-
vertretende ver.di-Vorsitzende Margret 
Mönig-Raane bezeichnete dies als Erfolg 
für die rund 14.000 deutschen Ikea-
Beschäftigten. Sie hätten sich mit viel 
Engagement durchgesetzt. »Und es ist 
auch ein Erfolg, dass ein wichtiges und 
angesehenes Unternehmen wie das 

schwedische Möbelhaus mit der Tarif-
bindung signalisiert: Wir halten uns an 
die mit ver.di ausgehandelten Tarifver-
träge«, sagte die Gewerkschafterin. Jetzt 
hätten die Beschäftigten Rechtssicher-
heit und könnten sich auf die ausgehan-
delten tariflichen Arbeits- und Vergü-
tungsbedingungen verlassen. Dies sei 
ein großer Fortschritt. ver.di erwarte nun 
auch von Ikea eine aktive Rolle in den 
Tarifrunden des Einzelhandels.

»Ikea versteht seine Entscheidung als 
Bekenntnis zum Erhalt des Flächentarif-
vertrages und der Tarifautonomie«, 
sagte Ikea-Geschäftsführerin Petra Hes-
ser. Das seit 35 Jahren in Deutschland 
aktive Unternehmen verfügt hier über 
45 Standorte und erzielte 2009 einen 

zungen geschaffen, die Arbeitsbedin-
gungen zu verbessern. Das erscheint 
allerdings auch dringend geboten. Denn 
in den zurückliegenden Monaten häuf-
ten sich die Berichte über unhaltbare 
Zustände bei Netto: Kolleg/innen aus 
verschiedenen Bundesländern, etwa aus 
Nordrhein-Westfalen und aus Hessen, 
berichteten über Stundenkürzungen bei 
Teilzeitbeschäftigten zugunsten gering-
fügig Beschäftigter sowie über Verstöße 
gegen das Arbeitszeitgesetz. »Ruhe-
zeiten wurden unterschritten und Pau-
sen unzulässig abgekürzt«, berichtet 
Folkert Küpers vom ver.di-Fachbereich 
Handel in Nordrhein-Westfalen. Die Ver-
gütung der geringfügig Beschäftigten 
mit einem Stundensatz von 6,50 Euro 
sei sittenwidrig, da sie das Tarifentgelt 
um mehr als ein Drittel unterschreite.

Über ganz ähnliche Missstände be-

richtete der für Netto zuständige ver.di- 
Sekretär in Hessen, Klaus Grawunder. 
Er wies bereits Ende 2009 in einem Brief 
an die hessischen Netto-Beschäftigten 
darauf hin, dass nach dem Übergang 
der Plus-Filialen auf Netto alle Arbeits-
verträge weiter gelten und niemand 
freiwillig einer Vertragsänderung zustim-
men sollte. Auch in Hessen waren Be-
schäftigte zu massiven Stundenreduzie-
rungen gedrängt worden, während 
gleichzeitig geringfügig Beschäftigte 
hier sogar mit einer Entlohnung von nur 
5,79 Euro pro Stunde eingestellt wurden.

Mit der nun beschlossenen Tarifbin-
dung bei Netto sind die Missstände 
freilich nicht automatisch aus der Welt 
geschafft. »Wichtig ist, dass die Kolle-
ginnen und Kollegen ihr Recht nutzen 
und aktive und engagierte Betriebsräte 
wählen, die auf die Einhaltung von Ar-

beitszeitgesetz und Tarifverträgen in 
allen Bereichen des Unternehmens ach-
ten«, sagt ver.di-Unternehmensbetreuer 
Ulrich Dalibor. Damit liege es nun auch 
in der Hand der Beschäftigten, die künf-
tigen Arbeitsbedingungen bei Netto 
mitzugestalten.� G u d r u n  G i e s e

Aus den Discountern Plus (Tengel-
mann) und Netto (Edeka) wurde 

zum Jahresanfang 2009 der bundesweit 
drittgrößte Discounter unter der Ein-
heitsbezeichnung Netto. Die Edeka-
Tochter gibt im neuen Unternehmen den 
Ton an – ist doch Tengelmann lediglich 
mit 15 Prozent als stiller Teilhaber an 
dem Discounter beteiligt. Bei der Frage, 
wie künftig Betriebsräte gewählt und 
Arbeitnehmer eingruppiert werden, 
musste nun eine einheitliche Regelung 
gefunden werden.

Anfang Februar war es endlich so weit: 
Die Geschäftsführer des Discounters 
Netto unterschrieben eine Vereinbarung 
mit ver.di über die Tarifbindung im Un-
ternehmen. Im Einzelhandel gelten da-
mit seit Februar für alle ver.di-Mitglieder 
bei Netto verbindlich die aktuell gültigen 
Tarifverträge. In den Bereichen Lager/

Logistik sowie Verwaltung soll die flä-
chendeckende Tarifbindung bis späte-
stens Mai per Anerkennungstarifvertrag 
umgesetzt sein. Und schließlich werden 
in diesem Frühjahr auch bei Netto an 
allen Standorten (Großhandel) bzw. in 
den Regionen (Einzelhandel) Betriebs-
ratswahlen stattfinden können. Grund-
lage ist dafür ein Tarifvertrag nach Pa-
ragraph 3 Betriebsverfassungsgesetz.

»Wichtige Grundlage«

»Das ist ein großer Durchbruch und 
eine wichtige Grundlage für die künftige 
Durchsetzung von Arbeitnehmerrechten 
bei Netto«, kommentiert die ver.di-
Fachgruppe Einzelhandel. »Ohne ver.di 
hätte es dieses Ergebnis nicht gegeben.«

Für die mehr als 50.000 Beschäftigten 
sind damit grundlegende Vorausset-

schaften als Akteuren auf der Arbeit-
nehmerseite gerade davon lebt, dass 
Konkurrenz beseitigt wird. Pluralismus 
wirkt hier wie Konkurrenz. Das meint 
nicht die politische Diskussion vor Be-
triebsratswahlen etc. Für die Beschäf-
tigten ist es aber allemal besser, sich auf 
eine Position zu verständigen, die dann 
einheitlich zur Durchsetzung – und zwar 
gemeinsam – gebracht wird.

Gewerkschaftspluralismus führt zu 
Dumpinglöhnen und schlechten Arbeits-
bedingungen – nicht zu Lohnsteige-
rungen und besseren Arbeitszeiten, 
Entgeltsystemen und Arbeitsbedin-
gungen. Die auch vom Bundesverfas-
sungsgericht festgestellte strukturelle 
Unterlegenheit der Arbeitnehmerseite 
kann nur durch gemeinsames Handeln 
und Begrenzung der Konkurrenz aus-
geglichen werden. Dazu sind Gewerk-
schaften notwendig, die völlig unabhän-
gig von den Arbeitgeberinteressen sind, 
um im Interesse der Beschäftigten han-
deln zu können.� I n t e r vi  e w :

 A n d r e as   H ama   n n

führen lediglich zu einem Unterbietungs-
wettbewerb auf Grund des darin liegen-
den Erpressungspotentials. Allzu oft ha
ben die »christlichen« Gewerkschaften 
keine eigenen Tarifverträge, sondern 
lediglich Anerkennungstarifverträge ab-
geschlossen – im Nebenzimmer der Tarif
verhandlungen der DGB-Gewerkschaft 
sitzend. Der Arbeitgeber bzw. der Ar-
beitgeberverband konnten dann genüss-
lich damit drohen, den nicht gewollten 
Tarifvertrag jederzeit mit der christlichen 
Konkurrenz abschließen zu können. Die 
Aufhebung der Konkurrenz war auch 
ein ganz starkes Motiv für die Gründung 
von ver.di – mit der Verschmelzung der 
damaligen DAG und vier DGB-Gewerk-
schaften, u.a. der HBV und ÖTV, konn-
te in einem großen Bereich genau diese 
Konkurrenz beseitigt werden.

Und wie sieht es mit den Spartengewerk
schaften aus? 

Soweit es um den Wettbewerb von 
Spartengewerkschaften mit DGB-Ge-
werkschaften geht, ist dies zwar etwas 

Konkurrenz belebt angeblich das Ge-
schäft. Vereinigungen wie DHV oder 
AUB geben sich wahlweise als Alter-
native und Ergänzung zu den eta-
blierten Gewerkschaften aus. Was aus 
ver.di-Sicht davon zu halten ist, erklärt 
die für den Bundesvorstand tätige Ju-
stitiarin Martina Trümner.

Nur der Wettbewerb sporne zu Höchst-
leistungen bei der Vertretung der Ar-
beitnehmerinteressen und auch in der 
Tarifpolitik an – so argumentieren die 
»christlichen« Gewerkschaften, unter 
ihnen der im Handel vertretene Verband 
DHV.  Spricht etwas für diese Position?

Martina Trümner: Nein, für die
se Position spricht nichts. Der gewerk-
schaftliche Grund- und Leitgedanke ist 
Solidarität, also gerade das Gegenteil 
von Wettbewerb untereinander. Solida-
rität ist Ausdruck einer Verbundenheit, 
der gemeinsame Ziele und Werte zu 
Grunde liegen. Mit der Herausbildung 
der Gewerkschaften im Europa des 19. 
Jahrhunderts entstand der Solidaritäts-

gedanke für die gegenseitige Absiche-
rung der Arbeiterschaft gegenüber den 
Folgen der kapitalistischen Industriali-
sierung. Diesen Solidaritätsgedanken 
haben die DGB-Gewerkschaften aufge-
griffen, indem sie für sich den Grundsatz 
aufgestellt haben: »Ein Betrieb – eine 
Gewerkschaft«. Dies ist zwar heute auf-
grund der vielfältigen Umstrukturie-
rungen der Unternehmen sowohl in der 
Privatwirtschaft als auch im öffentlichen 
Dienst mitunter schwierig, bleibt aber 
gleichwohl ein richtiger Ausgangspunkt. 
Die vermeintlichen Höchstleistungen 

anders gelagert. Jedoch muss man dabei 
berücksichtigen, dass natürlich der »Ku-
chen« nicht größer wird – gelingt es 
also einer einzelnen als Gewerkschaft 
organisierten Berufsgruppe sich hiervon 
ein sehr großes Stück heraus zu schnei-
den, führt dies in der Regel zu einer 
Minimierung des noch zu verteilenden 
Restes – das geht dann auf Kosten der 
übrigen und anders organisierten Be-
schäftigten. 

Nach Auffassung seiner Anhänger soll der 
so genannte Gewerkschaftspluralismus 
sogar »Demokratie im Betrieb« möglich 
machen. Wie ist das einzuschätzen?

Hier werden offenkundig Äpfel mit 
Birnen vermischt – Demokratie im Be-
trieb herzustellen ist vor allem Aufgabe 
starker Betriebsräte, unterstützt durch 
die  zuständige Gewerkschaft. Die zi-
tierte Auffassung verkennt, dass wir ein 
einzigartiges Gewerkschaftssystem ha-
ben, was im Gefüge der »Dreiteilung 
des Arbeitsrechts« zwischen Arbeit-
nehmern, Betriebsräten und Gewerk-

Nach
Gefragt Gewerkschaftspluralismus?

K l a r e  S a c h e :  K o n k u r r e n z  im   B e t r i e b  s c h w ä c h t  d i e  P o si  t i o n  d e r  B e s c h ä f t ig  t e n
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Ikea
 hat 

 Elch-Test
sehr gut bestanden
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S c h w e d is  c h e  M ö b e l k e t t e  e n t s c hi  e d  si  c h  f ü r  Ta  r i f b i n d u n g

Bei Netto kann es jetzt besser werden

Nach der Übernahme von über 
2.300 Plus-Filialen rangiert Netto 
Marken-Discount aktuell mit 
knapp 4.000 Märkten und einem 
für 2009 erwarteten Jahresum-
satz von etwa 10 Mrd. Euro in der 
Spitzengruppe der Discounter.
� Foto: Christian Schmid

Na  c h  l a n g e m  Ri  n g e n  e r r e i c h t  v e r . d i  Ta  r i f b i n d u n g  b e im   Dis   c o u n t e r


